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Landgericht Leipzig
Strafvollstreckungskammer
Az.: II StVK 739/09

Beschluss

In der Maßregelvollzugssache des

_ - _

geb. am \~ "*1982inH("~
z.Z. im Maßregelvollzug des Sächsischen Krankenhauses in A<

- Antragsteller -

Verteidiger: RA Lorenz
Hohe Straße 39, 04107 Leipzig

gegen

das Sächsische Krankenhaus P^T Fachkrankenhaus für Psychiatrie
und Neurologie, - Klinik für Forensische Psychiatrie - , Maßregelvollzug,
vertreten durch den Chefarzt Dr.f~

- Antragsgegner -

wegen: Antrags auf gerichtliche Entscheidung gemäß § 109 StVollzG i.V. m. § 138
Absatz 2 StVollzG

hat die Strafvollstreckungskammer des Landgerichts Leipzig am 06.04.2010 beschlossen:

l. Der Antragsgegner wird verpflichtet, Vollzugslockerungen im Sinne des § 38
Abs. 3 SächsPsychKG sowie deren Voraussetzungen in den Behandlungsplan
aufzunehmen.



2. Dem Untergebrachten Ti wird Prozesskostenhilfe gewährt und für das
Vollzugsverfahren nach § 109 ff. StVollzG - Antrag vom 31.03.2010 -
Rechtsanwalt Lorenz, Leipzig, beigeordnet.

3. Der Gegenstandswert wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

4. Die Kosten und die notwendigen Auslagen des Antragstellers fallen der
Staatskasse zur Last.

Gründe:

I.

Der Antragsteller ist aufgrund des Urteils des Landgerichts Leipzig vom 12.02.1999, Az.: 3
Ks 305 Js 27562/98 im psychiatrischen Krankenhaus untergebracht. Seit dem 20.05.1999
befindet er sich im Maßregelvollzug des Sächsischen Krankenhauses Af_ * Zuletzt
wurde die Fortdauer der Unterbringung durch Beschluss des Landgerichts Leipzig am
18.08.2009 angeordnet, wobei das Gericht daraufhinwies, dass dem Untergebrachten - wie
durch den externen Sachverständigen Dr. Aj~~~__j empfohlen - durch kontrollierte
Lockerungen die Chance zu geben sei, sich zunächst innerhalb des Klinikalltags weiter zu
bewähren, um die theoretisch unbedingt notwendige Sozialisierungsphase praktisch
umzusetzen, wobei allerdings zu berücksichtigen sei, dass es sich hierbei um einen Prozess
handele, der von beiden Seiten eine vertrauensvolle Zusammenarbeit erfordert.

Mit Verteidigerschriftsatz vom 18.03.2010 beantragte der Untergebrachte gegenüber dem
Chefarzt der Maßregelvollzugseinrichtung, Dr. Hf

1. Die Lockerungsstufen des Antragstellers in seinen Behandlungsplan / Vollzugsplan
aufzunehmen (zu planen), wobei auch ersichtlich sein soll, wann die jeweilige
Lockerungsstufe nach Auffassung des MRV möglich ist und welche Voraussetzungen
für die jeweilige Lockerung bestehen,

2. Im Behandlungsplan / Vollzugsplan festzulegen, wann eine Berufsausbildung des
Antragstellers möglich ist und welche Voraussetzungen dafür durch die Klinik
geschaffen werden müssen und welche Voraussetzungen der Patient erfüllen muss,

3. dem Unterzeichneten bis zum 10.04.2010 einen schriftlichen Bescheid zu den
gestellten Anträgen (so.) zu erteilen und bis zum 10.04.2010 einen entsprechend der
oben gestellten Anträge modifizierte jharidlungsplan / Vollzugsplan in Kopie auf
Kosten (Kopierkosten) des Herrn 7""" 'an diesen auszuhändigen.

Schreiben vom _19.03,2010 lehnte der Chefarzt des Sächsischen Krankenhaus
Dr. }JT~ die Anträge des Untergebrachten ab. Zur Begründung führte er aus,

dass der Beschluss des Landgerichts Leipzig vom 11.02.2010 eindeutig festlege, dass die
geforderte terminliche Festlegung für Lockerungen oder Beginn der Berufsausbildung nicht
Gegenstand eines Behandlungsplanes sei.



Mit Anwaltsschriftsatz vom 31.03.2010 stellte der Untergebrachte Antrag auf gerichtliche
Entscheidung nach § 109 ff. StVollzG und beantragte konkret:

Den Leiter der Maßregel vollzugsklinik (A[_ i zu verpflichten,
Vollzugslockerungen im Sinne des § 38 III SächsPsychKG sowie deren konkreten
einzelfallbezogenen Voraussetzungen in den(Patient f
Behandlungsplan unverzüglich aufzunehmen.
Dem Antragsteller für das erstinstanzliche Verfahren Prozesskostenhilfe zu gewähren
und ihm Rechtsanwalt Lorenz beizuordnen.
Den Streitwert des Verfahrens gem. §§ 60, 52 IIGKG auf 5000 Euro festzusetzen.

II.

Der Antrag, das Vollzugskrankenhaus zu verpflichten, Vollzugslockerungen im Sinne des §
38 Abs. 3 SächsPsychKG sowie deren Voraussetzungen in den Behandlungsplan
aufzunehmen, ist zulässig und hat auch in der Sache Erfolg.

1.

Der Antrag ist zulässig, denn ein vorangegangener Antrag an die Vollzugsbehörde, welcher
durch diese abgelehnt wurde, liegt vor (Callies/Müller-Dietz, StVollzG, 11. Auflage, § 109
Rdnr. 6).

Der Antrag ist auch begründet.

Die Kammer geht davon aus, dass Vollzugslockerungen grundsätzlich in den
Behandlungsplan aufzunehmen sind (so bereits LG Leipzig, Beschluss vom 03.12.2009, Az.:
I StVK 593/09). In § 38 Abs. 3 SächsPsychKG heißt es „Vollzugslockerungen werden
entsprechend dem Behandlungsplan gewährt". Diesem Wortlaut ist zu entnehmen, dass der
Gesetzgeber davon ausgeht, dass der Untergebrachte einen Anspruch auf die Aufnahme der
jeweiligen Lockerungsstufe sowie der Benennung der Voraussetzungen für die Gewährung
weiterer Lockerungen hat (vgl. Wagner in Kammeier, Maßregelvollzugsrecht, 3. Auflage, D
104).

Die Aufnahme der Lockerungsstufe und die Benennung der Voraussetzungen für die
Gewährung weiterer Lockerungen kann jedoch nicht soweit gehen, dass die
Maßregelvollzugseinrichtung verpflichtet wäre, im Behandlungsplan enge terminliche
Festlegungen im Sinne einer tag- oder wochengenauen Entscheidung für die Erteilung von
Lockerungsstufen vorzunehmen. Eine Bindung an exakt definierte Zeitpunkte würde dem
therapeutischen Arbeiten mit den Maßregelpatienten nicht gerecht, welches in Anbetracht des
therapeutischen Bedarfs eines Patienten, seiner Fort - oder Rückschritte, seiner
Medikamentencompliance und zahlreicher weiterer Einflüsse einer ständigen und teilweise
nicht vorhersehbaren Entwicklung unterworfen ist. Der Tatsache, dass die Entscheidungen



hinsichtlich vorzunehmender Lockerungen stets an Voraussetzungen geknüpft sind, die durch
eine therapeutische Entwicklung definiert werden und sich damit in einem steten Prozess
befinden, kann im Ausgleich zu dem oben genannten Anspruch des Maßregelpatienten
dadurch begegnet werden, dass im Behandlungsplan hinsichtlich des Fortganges der
Lockerungen -je nach Einzelfall detailliertere oder gröbere - Zeiträume benannt werden.

Klarstellend muss darüber hinaus auf folgendes hingewiesen werden:

Die Ausgangsstufen l bis 5 nach dem Konzept der Klinik für Forensische Psychiatrie des
Sächsischen Krankenhauses in Af~ ( sind nach Auffassung der Kammer nicht
deckungsgleich mit dem Begriff der Vollzugslockerungen im Sinne des § 38 SächsPsychKG.
Nach § 38 Abs. 3 Satz 2 SächsPsychKG ist Jeder Aufenthalt des Patienten außerhalb des
Geländes der Einrichtung ohne Beaufsichtigung durch einen Bediensteten der Einrichtung
oder des Polizeivollzugsdienstes (...) eine Vollzugslockerung im Sinne dieses Gesetzes" (-
SächsPsychKG). Nur solche müssen also Eingang in den Behandlungsplan finden. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass es sich auch bei den Vollzugslockerungen um Maßnahmen im
Rahmen der Behandlung handelt, für die der leitende Arzt zuständig ist, der neben dem
Behandlungsauftrag auch für die notwendige Sicherung verantwortlich ist (SächsLT-Drs.
1/4384, S. 31 d. Begrd.). Ärztlich - psychiatrische Gesichtspunkte genießen bei dem Vollzug
und auch bei den Lockerungen Vorrang (Callies/Müller-Dietz, StrVollzG, 11. Auflage, § 136
Rdnr. l m.w.N.), was bedeutet, dass letztere in Abhängigkeit zum von den Therapeuten zu
beurteilenden Behandlungsverlauf gewährt werden. Da dieser bei psychisch Kranken anders
als bei „psychisch gesunden" Straftätern im Strafvollzug wegen der damit einhergehenden
zahlreichen Besonderheiten oft gerade zeitlich schwierig einzugrenzen und vorherzusagen
sein wird, kann zwar eine zeitliche Vorgabe unter Zugrundelegung der Erfüllung bestimmter
inhaltlicher Anforderungen verlangt werden. Dies wird jedoch bei den meisten psychisch
kranken Patienten einem stetigen Wandel unterworfen sein und lediglich grobe Planungen,
die in Abhängigkeit zum Krankheitsverlaufschwanken können, zulassen.

2.

Dem Antragsteller war hinsichtlich des Antrags vom 31.03.2010 Prozesskostenhilfe zu
gewähren, denn die Voraussetzungen des § 120 StVollzG i.V.m. § 114 ZPO liegen vor.

Gemäß § 120 StVollzG i.V.m. § 114 ZPO erhält eine Partei auf Antrag Prozesskostenhilfe,
die nach ihren persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Prozessführung
nicht, nur zum Teil oder nur im Raten aufbringen kann, wenn die beabsichtigte
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht
mutwillig erscheint.

Der Antragsteller ist nach den dargelegten finanziellen Verhältnissen nicht in der Lage, die
Kosten für das Verfahren aufzubringen. Wie unter l. ersichtlich, hat die beabsichtigte
Rechtsverfolgung auch hinreichende Aussicht auf Erfolg und erscheint nicht mutwillig.

3.

Der Gegenstandswert war gem. §§ 60, 52 Abs. 2 GKG auf 5.000 Euro festzusetzen.



III.

Die Kostenentscheidung erging gemäß § 121 Abs. 4 StVollzG i.V.m. 467 Abs. l StPO.

Für den Gioichteut der Ausfertigung
mit dsr Urschrift

1 2, APR. 2010 /

Der Urkundsb«amte osr
des Landgerichts LeipEig ;


